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Bonn, den 19. November 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 62. Sitzung am 6. Juli 1951 
beschlossen, den in der Anlage 1 beigefügten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des § 7 Absatz 2 des Güterfernverkehrs- 
änderungsgesetzes vom 2. September 1949 
(WiGBL S. 306) in der Fassung des Gesetzes 
vom 8. Juli 1950 (Bundesgesetzblatt S. 273) 

nebst Begründung gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes 
beim Deutschen Bundestag einzubringen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem Initiativ gesetz- 
Entwurf des Bundesrates ist aus der Anlage 2 ersichtlich. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Dr. Adenauer 


Dnick: Bonner Üniversitats-Buchdrudeerei Gebr. Sefaeur, Boüfi 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbadf^n. Nietzsebeatraßa 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des § 7 Absatz 2 des Güterfernverkehrs-Änderungsgesetzes 
vom 2. September 1949 (WiGBl. S. 306) in der Fassung des Gesetzes 
vom 8. Juli 1950 (Bundesgesetzbl. S. 273) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

§ 1 

§ 7 Absatz 2 des Güterfernverkehrs-Ände- 
rungsgesetzes vom 2. September 1949 (WiGBl. 
S. 306) in der Fassung des Gesetzes vom 
8. Juli 1950 (BGBl. S. 273) erhält folgenden 
Zusatz: 

„Absatz 1 gilt entsprechend.“ 

' S 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Durch die Verordnung über die Festsetzung 
der Gesamtzahl der Kraftfahrzeuge des Güter- 
fernverkehrs, die dem Bundesrat z. Z. zur 
Besdilußfassung vorliegt, soll die Gesamtzahl 
der im Bundesgebiet zum Güterfernverkehr 
zuzulassenden Kraftfahrzeuge auf 14 788 fest- 
gesetzt werden. Die Verordnung bestimmt 
außerdem, wie diese Gesamtzahl auf die ein- 
zelnen Länder aufgeteilt werden soll. 

Die damit bezweckte dringend notwendige 
Einschränkung des Güterfernverkehrs ist aber 
fast wertlos, wenn nidit auch die Zahl der 
Bezirks -genehmigungen fest begrenzt 
wird. 


Eine solche Begrenzung erscheint um so 
nötiger, weil die Erfahrung gezeigt hat, daß 
nicht alle Länder sich bei der Erteilung von 
Bezirksgenehmigungen die im allgemeinen In- 
teresse gebotene Zurückhaltung auf erlegen. 

Da die in § 7 Absatz 1 des Güterfernver- 
kehrsänderungsgesetzes ausgesprochene Er- 
mächtigung sich nicht auf die Bezirksgenehmi- 
gungen erstreckt, muß § 7 Absatz 2 ent- 
sprechend ergänzt werden, damit auch die 
Zahl der Bezirksgenehmigungen festgesetzt 
und auf die Länder aufgeteilt werden kann. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem vom Bundesrat eingebrach ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des § 7 
Absatz 2 des Güterfernverkehrs-Änderungsgesetzes vom 2. September 1949 (WiGBl. 
S. 306) in der Fassung des Gesetzes vom 8. Juli 1950 (Bundesgesetzbl. S. 273) 


Die Bundesregierung stimmt dem Ziel des vom 
Bundesrat in seiner 62. Sitzung am 6. Juli 
1951 beschlossenen Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des § 7 Absatz 2 des Güter- 
fernverkehrs-Änderungsgesetzes vom 2. Sep- 
tember 1949 zu. 

Nach § 7 des Übergangsgesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen (Güterfernverkehrs-Ände- 
rungsgesetz — GFÄG — ) vom 2. September 
1949 (WiGBl. S. 306) hat der Direktor der 
Verwaltung für Verkehr, jetzt der Bundes- 
minister für Verkehr, im Einvernehmen mit 
den Landesverkehrsministern nach Maßgabe 
des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses die Ge- 
samtzahl der Kraftfahrzeuge, die für den 
Güterfernverkehr und den Möbelfernverkehr 
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet, jetzt im 
Bundesgebiet, genehmigt werden dürfen, fest- 
zusetzen und auf die einzelnen Länder auf- 
zuteilen. ^ 

Nach § 7 Absatz 2 können darüber hinaus ab- 
weichend von den Vorschriften des § 5 Ab- 
satz 2 des Güterfernverkehrsgesetzes Genehmi- 
gungen für den Güterfernverkehr innerhalb 
eines Umkreises von höchstens 150 km, ge- 
rechnet vom Standort des Kraftfahrzeugs aus, 
erteilt werden (Bezirksgenehmigungen). Das 
Gesetz sieht für die Bezirksgenehmigungen die 
Festsetzung einer Gesamtzahl nicht ‘vor. 

Die Entwicklung des letzten Jahres hat ge- 
zeigt, daß die Länder In starkem Umfange 
von der Möglichkeit Gebrauch machen, Be- 
zirksgenehmigungen zu erteilen. Dadurch wird 
der Festsetzung einer Gesamtzahl der Kraft- 
fahrzeuge für den Güterfernverkehr nach § 7 
Absatz 1 GFÄG weitgehend die Wirkung ge- 


nommen. Es erscheint daher geboten, auch die 
Erteilung von Bezirksgenehmigungen zu be- 
schränken. 

In Erkenntnis dieser Notwendigkeit hat der 
Deutsche Bundesrat die Einbringung des Ent- 
wurfs beschlossen, der für die Bezirksgenehmi- 
gungen die Festsetzung von Höchstzahlen ent- 
sprechend dem Verfahren in § 7 Absatz 1 
GFÄG vorsieht. Der Bundesverkehrsminister 
würde danach im Einvernehmen mit den 
Landesverkehrsministern (Senatoren) durch 
Verordnung eine Höchstzahl für die Bezirks- 
genehmigungen festsetzen und auf die Länder 
aufteilen. 

Diesem Vorschläge des Bundesrats vermag sich 
die Bundesregierung aber hinsichtlich der ge- 
wählten Methode nicht anzuschließen. 

Das Verfahren nach § 7 Absatz 1 GFÄG hat 
in der Praxis, und zwar bei Erlaß der Verord- 
nung über die Festsetzung der Gesamtzahl der 
Kraftfahrzeuge des Güterfernverkehrs vom 
26. Juni 1951 (Bundesanzeiger Nr. 125 S. 2) 
zu erheblichen Schwierigkeiten geführt. Ein- 
mal erfordert die Formulierung „im Einver- 
nehmen mit den Landesverkehrsministern (Se- 
natoren)“, daß die Zustimmung jedes Landes- 
verkehrsministers vorliegen muß; eine solche 
Einstimmigkeit ist aber praktisch nur unter 
großen Schwierigkeiten zu erreichen. Sodann 
ist es rechtlich zweifelhaft, ob eine Kontingen- 
tierungsverordnung neben dem Einvernehmen 
der Landesverkehrsminister auch noch der Zu- 
stimmung des Bundesrats nach Artikel 8 0 Ab- 
satz 2 GG bedarf, was eine weitere und im 
Hinblich auf das ohnehin erforderliche Ein- 
verständnis der Landesverkehrsminister un- 
nötige Belastung des Verfahrens darstellen 
würde. 
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Die Bundesregierung ist vielmehr der Auf- 
fassung, daß bei einer Änderung des § 7 
GFÄG die Regelung gewählt werden sollte, 
die der Verkehrsausschuß des Deutschen Bun- 
destags bereits bei der ersten Lesung des neuen 
Entwurfs des Güterfernverkehrsgesetzes in 
Abänderung des § 8 des Regierungsentwurfs 
angenommen hat. Dadurch würden die oben- 
genannten Schwierigkeiten vermieden; außer- 
dem erscheint es richtiger, für die Zeit bis zum 
Erlaß des neuen Güterfernverkehrsgesetzes 
die für später vorgesehene neue Regelung 
schon jetzt einzuführen, als das als unzwedc- 
mäßig erkannte und durch die staatsrechtliche 
Entwicklung überholte Verfahren aus § 7 Ab- 
satz 1 GFÄG nun auch noch auf die Bezirks- 
genehmigungen auszudehnen. 

Die vom Verkehrsausschuß des Deutschen 
Bundestags vorgeschlagene Regelung für § 7 


GFÄG läßt — ebenso wie der Entwurf zum 
neuen Güterfernverkehrsgesetz — den Unter- 
schied zwischen Vollgenehmigung und Bezirks- 
genehmigung fallen. Es wird . demnach nur 
eine Hödistzahl festgesetzt und auf die 
Länder aufgeteilt, und es bleibt dann den 
Ländern überlassen, innerhalb des Kontingents 
Voll- oder Bezirksgenehmigungen nach ihrem 
eigenen pflichtgemäßen Ermessen zu erteilen. 

Grundsätzliche Bedenken gegen eine Fest- 
setzung von Gesamtzahlen für Kraftfahrzeuge 
des Güterfernverkehrs aus dem Gesichtspunkt 
der Gewerbefreiheit (Artikel 12 GG) er- 
scheinen nicht als begründet (vgl. die Begrün- 
dung zum Entwurf des Güterfernverkehrs- 
gesetzes — Bundestags-Drucksache Nr. 1343 
S. 22 ff. — ). 



